
 

eine Sozialgem�ßheit der ausgesprochenen K�ndigung
anzunehmen w�re. Es fehlt n�mlich an der Darstellung der
Verweildauer des Kl�gers an den fraglichen Tagen im In-
ternet; dies w�re insbesondere im Hinblick auf dessen Ein-
wand, dass etwa R�ckfragen bei seiner Bank zum Konto-
stand allenfalls 20 Sekunden betragen h�tten, erforderlich
gewesen, um die Schwere der behaupteten Pflichtverlet-
zungen entsprechend der weiteren Rechtsprechung des
BAG (Urt. v. 27. 4. 2006 – 2 AZR 386/05) festzustellen.
Die Dauer der Zugriffe ist – wie der Berufungskammer
aus anderen Verfahren bekannt ist – grunds�tzlich tech-
nisch feststellbar. Dass dies bei der Beklagten nicht mçg-
lich ist, kann f�r den darlegungspflichtigen Arbeitgeber
aus zivilprozessualen Gr�nden zu den gegebenen Nachtei-
len f�hren. In tats�chlicher Hinsicht konnte der Kl�ger in
der m�ndlichen Verhandlung ohne qualifizierten Wider-
spruch der Beklagten auch darlegen, dass er nicht nur mit
reinen Umbrucharbeiten am Rechner befasst war, sondern
zu bestimmten Zeiten, insbesondere am Donnerstagnach-
mittag und Freitagvormittag, mit dem Setzen von Anzei-
gen befasst war und er mit seinem PC, auf welchem, wie
auch bei weiteren PCs, der Zugangscode des Vorgesetzten
installiert war, durchaus auch zu dienstlichen Zwecken im
Internet war. Dies sei etwa zur Eruierung eines f�r ein in
einer Anzeige aufzunehmenden Logos der Fall gewesen
und erkl�re die Zugriffe auf http://www.safari.de/und
http://www.chefkoch.de/. Unwidersprochen blieb auch
der weitere Vortrag des Kl�gers, dass er çfters im Haus
„unterwegs“ gewesen sei, beispielsweise in der Fremdda-
tenabteilung, und ferner, 2-3 Auszubildende h�tten seinen
Rechner nutzen d�rfen. Damit ergibt sich – insoweit ent-
gegen der Auffassung der Berufung – gerade auf der Basis
der aufgezeigten Rechtsprechung des BAG (Urt. v. 27. 4.
2006 a. a. O.) keine ausreichende Mçglichkeit, eine erheb-
liche Beeintr�chtigung der arbeitsvertraglich geschuldeten
Leistung und damit einen, die soziale Rechtfertigung be-
gr�ndenden, K�ndigungssachverhalt festzustellen.

2. Auch soweit die Berufung der Ansicht ist, dass wegen
der vom Kl�ger unterzeichneten Mitarbeitererkl�rung
vom 4. 8. 2004 – im Tatbestand dargestellt – eine Abmah-
nung entbehrlich sei, vermag dem die Berufungskammer
auch nicht im Hinblick darauf, dass am 24.10., 31.10. und
7. 11. 2008 wegen anderweitiger Pflichtverletzungen Ab-
mahnungen erfolgt seien, zu folgen. F�r eine verhaltens-
bedingte K�ndigung gilt – wie die Beklagte im Ansatz zu-
treffend sieht – das Prognoseprinzip. Der Zweck der K�n-
digung ist nicht eine Sanktion f�r eine begangene Ver-
tragspflichtverletzung, sondern die Vermeidung des Risi-
kos weiterer erheblicher Pflichtverletzungen. Die vergan-
gene Pflichtverletzung muss sich hierbei noch in Zukunft
belastend auswirken (vgl. BAG, Urt. v. 31. 5. 2007 – 2 AZR
200/06; [K&R 2007, 476 ff.] – und vom 12. 1. 2006 – 2 AZR
179/05 = EzA KSchG § 1 verhaltensbedingte K�ndigung
Nr. 68). Eine negative Prognose liegt vor, wenn aus der
konkreten Vertragspflichtverletzung und der daraus resul-
tierenden Vertragsstçrung geschlossen werden kann, der
Arbeitnehmer werde auch k�nftig den Arbeitsvertrag nach
einer K�ndigungsandrohung erneut in gleicher oder �hnli-
cher Weise verletzen (vgl. ErfK/Ascheid/Oetker, 7. Aufl.,
§ 1 KSchG Rn. 297). Deshalb setzt eine K�ndigung wegen
Arbeitsvertragspflichtverletzung regelm�ßig eine Abmah-
nung voraus, diese dient der Objektivierung der Negativ-
prognose. Liegt eine ordnungsgem�ße Abmahnung vor
und verletzt der Arbeitnehmer erneut seine vertraglichen
Verpflichtungen, kann regelm�ßig davon ausgegangen
werden, es werde auch zuk�nftig zu weiteren Vertragsstç-
rungen kommen (vgl. BAG, Urt. v. 13. 12. 2007 – 2 AZR

818/06). Wegen einer Pflichtverletzung im Verhaltensbe-
reich bedarf es analog § 323 Abs. 2 BGB nur dann keiner
Abmahnung, wenn im Einzelfall besondere Umst�nde
vorgelegen haben, aufgrund derer eine Abmahnung als
nicht erfolgversprechend angesehen werden kann (vgl.
BAG vom 19. 4. 2007 – 2 AZR 180/06 = NZA-RR 2007,
571). Dies ist insbesondere dann anzunehmen, wenn er-
kennbar ist, dass der Arbeitnehmer nicht gewillt ist, sich
vertragsgerecht zu verhalten. Nur besonders schwere Vor-
w�rfe bed�rfen keiner Abmahnung, weil hier der Arbeit-
nehmer von vorneherein nicht mit einer Billigung seines
Verhaltens rechnen kann (vgl. ErfK/M�ller/Glçge 230
BGB § 626 Rz. 28, 29).

Angesichts der obigen Feststellungen zum Sachverhalt
und insbesondere der von der Beklagten auch im Beru-
fungsverfahren nicht deutlich widerlegten Bekundungen
des Kl�gers zu einer notwendigen dienstlichen Nutzung
des Internets, bestehen keine ausreichenden Anhaltspunk-
te daf�r, dass eine Abmahnung des Kl�gers nicht von Er-
folg gekrçnt gewesen w�re. Besonders schwere Verstçße
lassen sich nicht feststellen – auch nicht unter dem Aspekt
der Unterzeichnung der Mitarbeitererkl�rung vom 4. 8.
2004, die zum einen zeitlich lange zur�ckliegt und zum
anderen inhaltlich die Notwendigkeit arbeitsrechtlicher
Sanktionen gerade selbst „vorschreibt“. Hierzu gehçrt als
„Vorstufe“ einer verhaltensbedingten K�ndigung grund-
s�tzlich die zu fordernde Abmahnung. In diesem Zusam-
menhang blieb auch unwidersprochen, dass die Beklagte
im Hause einen PC f�r die Mitarbeiter zur Verf�gung ge-
stellt hat, wo diese auf Kosten der Beklagten surfen kçn-
nen. Dies „weicht“ die auf ein Verbot der Privatnutzung
gerichtete Mitarbeitererkl�rung vom 4. 8. 2004 „auf “.

Die Tatsache schließlich, dass unter dem 24.10., 31.10. und
7. 11. 2008 Abmahnungen erteilt wurden, erweist sich
nicht als rechtserheblich; denn diese Abmahnungen sind
im Zusammenhang mit behaupteten fehlerhaften Platzie-
rungen von Anzeigen erfolgt. . . . Ein direkter Zusammen-
hang mit dem K�ndigungsvorwurf ist nicht auszumachen,
erst recht nicht, weil die vorliegende K�ndigung nicht pri-
m�r auf Schlechtleistungen gest�tzt wurde. Eine Kausalit�t
zwischen den jeweiligen Zugriffen und mçglichen Fehlern
hinsichtlich der �bertragenen T�tigkeit ist nicht feststell-
bar. Von daher durfte das Arbeitsgericht durchaus mit ei-
nem Teilurteil entscheiden. In diesem Zusammenhang ist
f�r die Kammer weniger von Bedeutung, ob der Kl�ger von
einer erteilten generellen Genehmigung durch den Zeugen
Z. ausgehen durfte, als vielmehr die Tatsache, dass dieser
Zeuge als Vorgesetzter seinen Zugangscode auf nahezu
allen Computern installiert und damit die Mçglichkeit
des Zugriffs in das Internet �berhaupt ermçglicht hat. . . .

Keine Besteuerung der Einnahmen
aus Domain-Verkauf
FG Kçln, Urteil vom 20. 4. 2010 – 8 K 3038/08 (rechts-
kr�ftig)

§ 22, 23 EStG

1. Bei dem Verkauf eines Domain-Namens handelt es
sich um einen Ver�ußerungsvorgang und nicht um ei-
ne Leistung im T�tigkeitsbereich oder Nutzungsbe-
reich des Vermçgens.
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2. Der Verkauf einer Domain ist nicht anders zu be-
handeln als der Verkauf eines Patents oder der Ver-
zicht auf die Mieterrechte bei vorzeitiger Auflçsung
eines Mietvertrags gegen Entgelt und daher nicht steu-
erbar, wenn der Vorgang nicht unter § 23 EStG oder
unter die sonstigen Einkunftsarten des EStG subsu-
miert werden kann. (Leits�tze des Kommentators)

Sachverhalt

Die Beteiligten streiten �ber die Frage, ob der Beklagte
den Erlçs des Kl�gers aus dem Verkauf einer Internet-Do-
main zu Recht als sonstige Eink�nfte bei der Einkommen-
steuer der Kl�ger f�r das Streitjahr – 2001 – ber�cksichtigt
hat. Die Kl�ger sind Eheleute, die im Streitjahr zusammen
zur Einkommensteuer veranlagt wurden. Die Kl�gerin er-
zielte Eink�nfte aus Gewerbebetrieb, der Kl�ger Eink�nf-
te aus nichtselbst�ndiger Arbeit. Das seinerzeit f�r die
Kl�ger zust�ndige Finanzamt K erhielt am 13. 9. 2007 eine
Kontrollmitteilung des Finanzamts R. nebst Anlagen; aus
diesen Unterlagen ergab sich, dass der Kl�ger von der Fir-
ma T GmbH in S im Februar 2001 einen Betrag in Hçhe
von 15 000 DM f�r die �berlassung der Internet-Domain
„E“ erhalten hatte. Aus der Historie zu dieser Internet-Do-
main ergibt sich, dass der Kl�ger seit dem 0. 0. 1999 deren
Inhaber war. Seit dem 0. 0. 2001 ist in dieser Historie die
Firma T GmbH aufgef�hrt. Der inzwischen zust�ndig ge-
wordene Beklagte �nderte hierauf die bis dahin bestehen-
de Einkommensteuerfestsetzung f�r die Kl�ger mit gem�ß
§ 173 Abs. 1 Nr. 1 AO ge�ndertem Bescheid vom 2. 1.
2008 und ber�cksichtigte, soweit hier von Belang, zus�tz-
lich als sonstige Eink�nfte solche aus Leistungen in Hçhe
von 15 000 DM. Im Erl�uterungsteil f�hrte er hierzu aus,
die �nderung sei aufgrund der vorliegenden Kontrollmit-
teilung bez�glich der Einnahmen aus der Freigabe der In-
ternet-Domain „E“ erfolgt. Hiergegen legten die Kl�ger
am 4. 1. 2008 Einspruch ein, mit dem sie geltend machten,
es sei noch offen, ob es sich beim Verkauf der Domain,
wie vom Beklagten dargestellt, um ein Patent handele und
somit Eink�nfte gem�ß § 22 EStG vorl�gen, oder ob es
sich um ein immaterielles Wirtschaftsgut handele und so-
mit um steuerfreie Eink�nfte gem�ß § 23 Abs. 1 Nr. 2
EStG. Mit Einspruchsentscheidung vom 31. 7. 2008 wies
der Beklagte den Einspruch als unbegr�ndet zur�ck. Die
Kl�ger haben am 2. 9. 2008 die vorliegende Klage erho-
ben.

Aus den Gr�nden

1. Der Senat entscheidet mit Einverst�ndnis der Beteilig-
ten ohne m�ndlichen Verhandlung (§ 90 Abs. 2 der Fi-
nanzgerichtsordnung – FGO).

2. Die Klage ist begr�ndet. Der angefochtene Einkom-
mensteuerbescheid vom 2. 1. 2008 und die hierzu ergange-
ne Einspruchsentscheidung sind rechtswidrig und verlet-
zen die Kl�ger in ihren Rechten, soweit der Beklagte den
Ver�ußerungserlçs aus der �berlassung der Internet-Do-
main „E“ als sonstige Eink�nfte der Besteuerung unter-
worfen hat (vgl. § 100 Abs. 1 S. 1 FGO).

a) Gem�ß § 22 Nr. 3 i.V. m. § 2 Abs. 1 Nr. 7 des im Streit-
jahr geltenden Einkommensteuergesetzes – EStG – unter-
liegen Eink�nfte aus Leistungen der Einkommensteuer,
soweit sie weder zu den anderen Einkunftsarten (§ 2
Abs. 1 Nr. 1–6 EStG) noch zu den Eink�nften im Sinne der
Nummern 1, 1a, 2 oder 4 des § 22 EStG gehçren, z. B.
Eink�nfte aus der gelegentlichen Vermittlung und aus der
Vermietung beweglicher Gegenst�nde. Eine (sonstige)

Leistung i. S. dieser Vorschrift ist jedes Tun, Dulden oder
Unterlassen, das Gegenstand eines entgeltlichen Vertrags
sein kann und das eine Gegenleistung auslçst. Ausrei-
chend ist dabei, dass der Steuerpflichtige eine im wirt-
schaftlichen Zusammenhang mit seinem Tun, Dulden oder
Unterlassen gew�hrte Gegenleistung als solche annimmt
(BFH-Urteil vom 21. 9. 2004, IX R 13/02, BStBl II
2005, 44).

Unter § 22 Nr. 3 EStG fallen nur bestimmte Leistungen
entweder im T�tigkeitsbereich oder im Bereich der Nut-
zung des Vermçgens. Leistungen, die den Vermçgensbe-
reich ber�hren, sind ausgeschlossen (Weber-Grellet in
Schmidt, EStG, 28. Auflage § 22 Rn. 132). Eink�nfte aus
privaten Ver�ußerungsgesch�ften, die nicht den Tatbe-
stand des § 23 EStG erf�llen, sind auch nicht nach § 22
Nr. 3 EStG steuerbar; Ver�ußerungsvorg�nge fallen nicht
unter den Leistungsbegriff (BFH-Urteil vom 10. 9. 2003,
XI R 26/02, BStBl II 2004, 218 m. w. N., dort ein Ver-
�ußerungsvorgang beim Kauf eines Patents betreffend ei-
ne sog. „Zufallserfindung“ bejaht). Ausgenommen vom
Anwendungsbereich des § 22 Nr. 3 EStG sind Ver�uße-
rungsvorg�nge und ver�ußerungs�hnliche Vorg�nge, bei
denen ein Entgelt daf�r erbracht wird, dass ein Vermç-
gensgegenstand in seiner Substanz endg�ltig aufgegeben
wird (BFH-Urteil vom 14. 9. 1999, IX R 89/95, BFH/NV
2000, 438: dort eine Leistung verneint f�r die vorzeitige
Aufgabe der Mieterrechte gegen Entgelt). Ausgehend
von diesen Grunds�tzen handelt es sich bei dem Verkauf
eines Domain-Namens um einen Ver�ußerungsvorgang
und nicht um eine Leistung im T�tigkeitsbereich oder im
Bereich der Nutzung des Vermçgens. Nach der vom Se-
nat f�r zutreffend gehaltenen Rechtsprechung des Bun-
desfinanzhofs – BFH – handelt es sich bei einem Do-
main-Namen um ein immaterielles Wirtschaftsgut, das –
weil dessen Inhaber kein absolutes Recht an dem Namen
erwirbt – zwar kein gewerbliches Schutzrecht darstellt,
aber einem gewerblichen Schutzrecht inhaltlich ver-
gleichbar ist (BFH-Urteil vom 19. 10. 2006, III R 66/05,
BStBl II 2007, 301).

Nach § 1 der Domainbedingungen (die vergleichbar auch
im Streitjahr galten – vgl. zu den im Jahr 2000 geltenden
Domainbedingungen: BFH-Urteil vom 19. 10. 2006,
III R 66/05, BStBl II 2007, 301) �bermittelt der k�nftige
Domaininhaber DENIC den Domainauftrag �ber ein DE-
NIC-Mitglied oder unmittelbar. Gem�ß § 2 Abs. 1 der Be-
dingungen nimmt DENIC die Domain und ihre techni-
schen Daten in die Namensserver f�r die Top Level Do-
main .de auf (Konnektierung). Gem�ß § 4 der Bedingun-
gen ist der Domaininhaber – wenn er der DENIC den Do-
mainauftrag unmittelbar �bermittelt – zur Zahlung der
Domainentgelte entsprechend der aktuellen DENIC-Preis-
liste verpflichtet. Wird die Domain durch ein Domain-
Mitglied verwaltet, ruht diese Entgeltspflicht. Der so zu-
standekommende Registrierungsvertrag ist ein Dauer-
schuldverh�ltnis, . . .[das] auf unbestimmte Zeit geschlos-
sen wird. Eine Domain ist auch verkehrsf�hig, weil der
Rechtsverkehr Mçglichkeiten entwickelt hat, eine Domain
wirtschaftlich zu �bertragen, und damit seine abstrakte
Ver�ußerbarkeit gegeben ist (BFH-Urteil vom 19. 10.
2006, III R 66/05, BStBl II 2007, 301).

Soweit der Beklagte in diesem Ver�ußerungsvorgang ei-
ne sonstige Leistung in Form eines Unterlassens erblickt,
weil der Inhaber gegen die Zahlung des Entgelts auf die
Nutzungsmçglichkeit der Domain verzichtet, vermag der
Senat dem nicht zu folgen. Mit der �bertragung �ber-
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l�sst der bisherige Domainnamen-Inhaber n�mlich nicht
etwa sein Vermçgen zur Nutzung durch den Erwerber.
Eine solche Sicht der Dinge w�re nur zutreffend, wenn
der Domainnamen-Inhaber tats�chlich weiter seine
Rechtsposition behielte und der Erwerber seine Rechte
an der Domain nur �ber den mit dem Domainnamenin-
haber geschlossenen Nutzungs�berlassungsvertrag herlei-
ten kçnnte. In dieser Form ist die �bertragung der Do-
main nach den Nutzungsbedingungen der DENIC aber
gerade nicht ausgestaltet. Gem�ß § 6 Abs. 1 und 2 der
Bedingungen ist die Domain – sofern, wof�r im Streitfall
auch keine Anhaltspunkte vorliegen, kein sog. Dispute-
Eintrag vorliegt – �bertragbar; DENIC registriert die Do-
main f�r den k�nftigen Domaininhaber, wenn der Do-
maininhaber den Vertrag k�ndigt und der k�nftige Do-
maininhaber unter Vorlage der ihn als solchen auswei-
senden Unterlagen einen Domainauftrag erteilt. Die Tat-
sache, dass der bisherige Domaininhaber den Registrie-
rungsvertrag k�ndigen muss, erhellt, dass er seine bishe-
rigen Rechte an der Domain endg�ltig aufgeben muss
und sich damit des bis dahin ihm zustehenden immate-
riellen Wirtschaftsguts ent�ußert. Wenn der Beklagte
demgegen�ber den Schwerpunkt auf den Verzicht der
Nutzungsmçglichkeit legt und insoweit eine Leistung
durch Unterlassen annimmt, �bersieht er, dass die Ver�u-
ßerung eines Wirtschaftsguts grunds�tzlich den zuk�nfti-
gen Verzicht auf dessen Nutzung beinhaltet und deswe-
gen nicht die tragende Begr�ndung f�r die Annahme ei-
ner Leistung sein kann. Der Verkauf einer Domain ist
nach Auffassung des Senats daher nicht anders zu behan-
deln als der Verkauf eines Patents oder der Verzicht auf
die Mieterrechte bei vorzeitiger Auflçsung eines Miet-
vertrags gegen Entgelt. Er ist deshalb nicht steuerbar,
wenn der Vorgang nicht unter § 23 EStG oder unter die
sonstigen Einkunftsarten des Einkommensteuergesetzes
subsumiert werden kann (vgl. dazu FG Rheinland Pfalz
vom 31. 10. 2007, 1 K 1941/05, DStRE 2008, 562).

b) Eine Besteuerung der Einnahmen aus dem Verkauf der
Domain kommt auch nicht gem�ß § 22 Nr. 2, § 23 EStG in
Betracht. Gem�ß § 23 Abs. 1 Nr. 2 EStG – der hier alleine
in Betracht kommenden Alternative der Vorschrift – sind
private Ver�ußerungsgesch�fte (§ 22 Nr. 2 EStG) Ver�u-
ßerungsgesch�fte bei anderen als in Nr. 1 der Vorschrift
genannten Wirtschaftsg�tern, insbesondere bei Wertpa-
pieren, bei denen der Zeitraum zwischen Anschaffung und
Ver�ußerung nicht mehr als ein Jahr betr�gt. Eine An-
schaffung im Sinne des § 23 Abs. 1 Nr. 2 EStG setzt einen
entgeltlichen Erwerb eines Wirtschaftsguts von einem
Dritten voraus (BFH-Urteil vom 10. 9. 2003 – XI R 26/02,
BStBl II 2004, 218 m. w. N.).

Grunds�tzlich kommt zwar die Besteuerung eines Do-
mainnamenverkaufs in Betracht, weil § 4 der Nutzungs-
bedingungen der DENIC eine Verg�tungspflicht des Do-
maininhabers vorsieht, die allerdings dann ruht, wenn
der Domainauftrag durch ein DENIC[-Mitglied] erfolgt
(. . . [das] dann aber wiederum dem Domaininhaber die
Registrierungsgeb�hren in Rechnung stellen wird). Kann
damit nicht davon die Rede sein, dass – wovon der Be-
klagte in der Einspruchsentscheidung ausgeht – „die Si-
cherung der Domain bei der DENIC nicht mit Kosten
verbunden“ sei, scheitert eine Besteuerung hier daran,
dass zwischen der Anschaffung und der Ver�ußerung der
Domain mehr als ein Jahr lag. Aber selbst wenn man die
Sicherung der Domain mangels entgeltlichen Erwerbs
von einem Dritten nicht als Anschaffung ans�he, erg�be

sich nichts anderes. Denn § 23 Abs. 1 Nr. 2 EStG k�me
dann ohnehin nicht zur Anwendung.

c) Es sind auch keine Anhaltspunkte daf�r ersichtlich, dass
der Kl�ger mit der Ver�ußerung der Domain Eink�nfte in-
nerhalb der Einkunftsarten des § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 EStG
erzielt h�tte. Insbesondere ist nicht ersichtlich, dass der
Verkauf in irgendeiner Form mit gewerblichen oder frei-
beruflichen Eink�nften des Kl�gers in Zusammenhang
stehen kçnnte. Denn der Kl�ger hat im Streitjahr – anders
als die Kl�gerin – lediglich Eink�nfte aus nichtselbst�ndi-
ger T�tigkeit erzielt. . . .

Kommentar
Eink�nfte aus der Ver�ußerung
einer Internetdomain

Prof. Dr. Jens M. Schmittmann, Essen*

I. Die Problemstellungen

Der Sachverhalt, der dem FG Kçln zur Entscheidung vor-
lag, warf zwei interessante Rechtsfragen auf: Zum einen
geht es um die Rechtsnatur einer Internetdomain und zum
anderen um die Frage der Steuerbarkeit der Ver�ußerung
einer selbst geschaffenen Internetdomain.

1. Rechtsnatur einer Internet-Domain

Rechte an einer Internetdomain werden durch den Ab-
schluss eines Vertrages mit der DENIC e.G. bzw. einem
anderen zust�ndigen Domainverwalter begr�ndet. Das
BVerfG (Beschl. v. 24. 11. 2004 – 1 BvR 1306/02, NJW
2005, 589 f. = MMR 2005, 165 f. m. Anm. Kazemi) sieht
das durch den Vertrag mit der DENIC e.G. begr�ndete
Nutzungsverh�ltnis zumindest als Vermçgenswert an,
w�hrend der EGMR das durch einen Registrierungsver-
trag mit der DENIC e.G. begr�ndete Nutzungsverh�ltnis
als eine gesch�tzte Eigentumsposition im Sinne des Art. 1
des Ersten Zusatzprotokolls zur EMRK ansieht (so
EGMR, Beschl. v. 18. 9. 2007 – 25329/04, 21688/05 und
21770/05, MMR 2008, 29 ff.).

Die Tatsachengerichte sowie die Literatur sehen eine In-
ternetdomain bei der Zwangsvollstreckung als anderes
Vermçgensrecht im Sinne von § 857 ZPO an (vgl.
Schmittmann, Bewertung und Bilanzierung von Domains,
in: Hoeren/Sieber, Handbuch MultiMediaRecht, 24. Er-
g�nzungslieferung, Dezember 2009, Kap. 26.2 Rn. 36;
Viefhues, Kennzeichenrecht, in: Hoeren/Sieber, a. a. O.,
Kap. 6.1 Rn. 365; LG D�sseldorf, Beschl. v. 16. 3. 2001 –
25 T 59/01, JurB�ro 2001, 548; LG M�nchen I, Beschl. v.
12. 2. 2001 – 20 T 19368/00, CR 2001, 342; LG Essen,
Beschl. v. 22. 9. 1999 – 11 T 370/99, MMR 2000,
286 = JurB�ro 2000, 213 m. Anm. Schmittmann; Welzel,
MMR 2001, 131 ff.). Der BGH stellt indes darauf ab, dass
es sich bei der Internetdomain als solcher nicht um ein an-
deres Vermçgensrecht im Sinne von § 857 Abs. 1 ZPO
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handelt, sondern Gegenstand der zul�ssigen Pf�ndung in
eine Internetdomain vielmehr die Gesamtheit der schuld-
rechtlichen Anspr�che sei, die dem Inhaber der Domain
gegen�ber der Vergabestelle aus dem der Domainregis-
trierung zugrundliegenden Vertragsverh�ltnis zustehen
(so BGH, Beschl. v. 5. 7. 2005 – VII ZB 5/05, K&R 2005,
464 ff.). Das FG Kçln zieht in der vorliegenden Entschei-
dung sowohl Parallelen zur Miete als auch zur immateriel-
len Wirtschaftsg�tern.

2. Steuerbarkeit der Ver�ußerung einer
Internetdomain

Die zweite Frage zielt darauf ab, ob ein Steuerpflichtiger
steuerbare Eink�nfte hat, wenn er eine von ihm selbst ge-
schaffene Internetdomain gegen Entgelt �bertr�gt. Die
Einkunftsarten sind in § 2 Abs. 1 EStG abschließend auf-
gef�hrt. Einnahmen, die außerhalb der gesetzlichen Ein-
kunftsarten anfallen, sind nicht steuerbar (vgl. Schmidt/
Seeger, EStG-Kommentar, 29. Aufl. 2010, § 2 Rn. 14). Ein-
k�nfte sind nur dann steuerbar, wenn sie durch eine Er-
werbst�tigkeit erwirtschaftet worden sind. Dabei kn�pft
das deutsche Einkommensteuerrecht markteinkommens-
theoretisch an, obwohl die Steuerbarkeit von Eink�nften
nicht davon abh�ngt, ob sie tats�chlich „am Markt“ erwirt-
schaftet worden sind (so Tipke/Lang, Steuerrecht, 20. Aufl.
2001, § 9 Rn. 123).

II. Die Lçsung des FG Kçln

Da die Ver�ußerung der Internetdomain im zugrundelie-
genden Sachverhalt weder einer gewerblichen T�tigkeit
noch einer nichtselbst�ndigen T�tigkeit zuzuordnen war,
blieb lediglich die Frage, ob es sich um sonstige Ein-
k�nfte im Sinne des § 22 EStG gehandelt haben kçnnte,
die gem�ß § 2 Abs. 1 S. 1 Nr. 7 EStG der Steuerpflicht
unterliegen.

Gem�ß § 22 Nr. 3 EStG sind sonstige Eink�nfte aus
Leistungen, soweit sie weder zu den anderen Einkunfts-
arten noch zu den Eink�nften im Sinne der �brigen
Nummern der Vorschrift gehçren, z. B. Eink�nfte aus
gelegentlichen Vermittlungen und aus der Vermietung
beweglicher Gegenst�nde. Die Vermietung eines beweg-
lichen Gegenstandes lag ersichtlich nicht vor, so dass zu
kl�ren war, ob es sich um eine (sonstige) Leistung ge-
handelt hat. Unter Bezugnahme auf die Rechtsprechung
des BFH (Urt. v. 19. 10. 2006 – III R 6/05, BStBl. II
2007, 301 ff. = K&R 2007, 2009 (Leitsatz); Vorinstanz:
FG Rheinland-Pfalz, Urt. v. 16. 11. 2004 – 2 K 1431/03,
MMR 2005, 336 = CR 2005, 525 ff. m. Anm. Schmitt-
mann), der die Kosten f�r den Erwerb einer dem Inter-
netauftritt eines Unternehmens dienenden Internet-
Adresse als Aufwendungen f�r ein nicht der Abnutzung
unterliegendes immaterielles Wirtschaftsgut angesehen
hat (vgl. Schmittmann, StuB 2007, 217 ff.), f�hrt das FG
Kçln aus, dass bei einer Ver�ußerung der Domain durch
den Ver�ußerer nicht auf das zuk�nftige Nutzungsrecht
verzichtet wird, sondern vielmehr der bisherige Domain-
inhaber den Vertrag mit der DENIC k�ndigt und der
k�nftige Domaininhaber unter Vorlage der Vertragsun-
terlagen einen neuen Domainauftrag erteilt. Der Ver�u-
ßerer gibt damit die bisherigen Rechte an der Domain
endg�ltig auf und ent�ußert sich damit des bis dahin ihm

zustehenden immateriellen Wirtschaftsgutes (so schon
Husmann/Schmittmann, MMR 2003, 635, 639).

Letztlich war noch die Frage zu pr�fen, ob es sich um Ein-
k�nfte aus einem privaten Ver�ußerungsgesch�ft im Sinne
des § 23 EStG, umgangssprachlich auch „Spekulationsge-
sch�ft“ genannt, gehandelt haben kçnnte, § 22 Nr. 2 EStG.
Insofern erinnert der Fall an die Versteigerung des „Papst-
Golfs“ im Mai 2005. Ein Zivildienstleistender hatte einen
damals sechs Jahre alten Golf im Januar 2005 f�r
9500,00 J gekauft und festgestellt, dass als Vorbesitzer
der fr�here Kardinal Josef Ratzinger und jetzige Papst Be-
nedikt XVI. im Fahrzeugbrief eingetragen war. Der Ver-
kauf des Fahrzeugs erbrachte einen Erlçs in Hçhe von
188 938,88 J (vgl. S�ddeutsche Zeitung vom 6. 5. 2005,
„Himmlisches Gesch�ft“).

Private Ver�ußerungsgesch�fte gem�ß § 23 Abs. 1 S. 1
Nr. 2 EStG liegen bei anderen Wirtschaftsg�tern als
Grundst�cken und grundst�cksgleichen Rechten vor,
wenn zwischen dem Zeitraum der Anschaffung und Ver-
�ußerung nicht mehr als ein Jahr liegt. Konsequent geht
das FG Kçln vom Wortlaut der Vorschrift aus und
kommt zu dem Ergebnis, dass der Tatbestand nicht gege-
ben ist, da es an einer Anschaffung fehlt. Eine Anschaf-
fung setze nach der Rechtsprechung des BFH (Urt. v.
10. 9. 2003 – XI R 26/02, BStBl. II 2004, 218 ff.) einen
entgeltlichen Erwerb eines Wirtschaftsguts von einem
Dritten voraus.

Dies konnte der Senat im vorliegenden Fall offen lassen,
da zwischen der Anschaffung und der Ver�ußerung mehr
als ein Jahr gelegen habe. Streitentscheidend in diesem
Zusammenhang w�re, ob die von der DENIC e.G. erhobe-
nen Registrierungsgeb�hren dazu f�hren, dass es sich um
den „entgeltlichen Erwerb eines Wirtschaftsguts von ei-
nem Dritten“ handelt. Eine Domain entsteht erst durch
Anmeldung bei der DENIC e.G. Es liegt also kein klassi-
scher Erwerb eines schon bestehenden Vermçgensgegen-
standes vor, sondern es fallen Entstehung und origin�rer
Erwerb zusammen. Dies hindert die Annahme eines ent-
geltlichen Erwerbs (so auch schon: Schmittmann, Bewer-
tung und Bilanzierung von Domains, a. a. O., Kap. 26.2
Rn. 44).

III. Ausblick

Das FG Kçln hat ausdr�cklich die Revision zugelassen.
Sofern das Finanzamt Revision einlegt, ist ein interessan-
tes Verfahren vor dem BFH zu erwarten, in dem Gelegen-
heit bestehen wird zu kl�ren, ob bei der Ver�ußerung einer
Domain, die nicht entgeltlich erworben worden ist, steuer-
bare Eink�nfte anfallen kçnnen.

Sollte der BFH sich der Auffassung des FG Kçln anschlie-
ßen, so sind jedenfalls Eink�nfte aus der Ver�ußerung ei-
ner Internet-Domain nicht steuerbar, sofern sie nicht einer
Einkunftsart, insbesondere den Eink�nften aus Gewerbe-
betrieb oder den Eink�nften aus selbst�ndiger T�tigkeit
zuzurechnen sind (vgl. Husmann/Schmittmann, MMR
2003, 635, 636). Sofern der BFH nicht der Auffassung ist,
dass es an einem entgeltlichen Erwerb des Wirtschaftsgu-
tes mangelt, so w�re eine nicht Steuerbarkeit jedenfalls
dann gegeben, wenn zwischen der Konnektierung der Do-
main und der Ver�ußerung ein Zeitraum von mehr als ei-
nem Jahr liegt.

532 Schmittmann, Kommentar zu FG Kçln, Besteuerung Domainverkauf 7/8/2010 K&R
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